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Antrags-Nr.: ANT-21/0100-20.0

Federführend: Finanzen

Verfasser: Fraktion CDU
Antrag

Datum: 13.04.2021

Betreff
Sicherung der dauernden Leistungsfähigkeit, hier: Corona-Schutz-
schirm für Kommunen 2021
(StRin Dollinger-Knuth in der Sitzung des Stadtrates am 13.04.2021)

Beratungsfolge

Ö/N Datum Gremium

 N 06.07.2021 Strategie- und Finanzausschuss

 Ö 20.07.2021 Stadtrat Pirna

Beschlussvorschlag:

Die Stadt Pirna setzt sich beim Landkreis und den kommunalen Spitzenverbänden dafür ein und 
berichtet dem Stadtrat dazu zeitnah, dass der kommunale Schutzschirm 2020 aufgrund der an-
dauernden Corona-Pandemie auch auf das Jahr 2021 auf Landes- und Bundesebene ausgewei-
tet wird, um so den weiterhin auch für 2021 erwarteten Steuereinbrüchen und den Aufwendun-
gen für zusätzliche Aufgaben in der Pandemie zu begegnen.

Begründung:

In der Sitzung des Strategie- und Finanzausschusses am 12.01.2021 präsentierte Frau Stadtkäm-
merin Erler zur Ausgangssituation u. a.:

1. ,,Ergebnis vorläufiger Jahresabschluss nur Gewerbesteuer 2020:

Planansatz: 13,5 Mio. EUR
Ist: 5,0 Mio. EUR

(2018/2019: 14,1 bzw. 11,5 Mio. EUR)
Ertrag: -8,5 Mio. EUR
Ausgleich: +5,2 Mio. EUR

(1,8 Mio. EUR Land; 3,4 Mio. EUR Bund)
Differenz: -3,3 Mio. EUR
‚Erfüllung‘: 10,2 Mio. EUR
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2. Planansatz 2021/2022: 12,7 bzw. 14,0 Mio. EUR
Aussage derzeit: keine weitere Unterstützung von Bund und Land?
-> -7,7 Mio. EUR 2021
-> -9,0 Mio. EUR 2022...".

Wegen wegbrechender Einnahmen in der leider auch in 2021 andauernden Coronapandemie 
sind die sächsischen Kommunen weiterhin in finanzieller Schieflage, so dass vorsorglich Haus-
haltssperren erlassen wurden – so auch in Pirna.
In 2020 haben das Land (immerhin mit 750 Millionen Euro) und der Bund einen kommunalen 
Schutzschirm gespannt und so die Kommunen finanziell unterstützt. Diese Unterstützung for-
dern wir auch für 2021.

Das Geld wird noch einmal dringend benötigt, um den weiterhin erwarteten Einbrüchen bei den 
Steuereinnahmen (hauptsächlich bei der Gewerbesteuer) sowie den Aufwendungen für zusätzli-
che Aufgaben in der Pandemie (hier z. B. ggf. auch wieder entfallene Elternbeiträge zur Kinder-
betreuung) zu begegnen. Finanzminister Vorjohann sagte schon im Frühjahr 2020: ,, ..., dass wir 
die mit der Corona-Pandemie verbundenen Herausforderungen nur gemeinsam bewältigen kön-
nen. ... ". Dazu steht auch der Pirnaer Stadtrat. Bei dem damaligen kommunalen Schutzschirm 
2020 ging es u. a. darum, Steuerausfälle zu mildern und kommunale Investitionen, auch im Sinne 
der Unterstützung der regionalen Wirtschaft, fortzuführen. Trotz Pandemie sind das vor allem 
Investitionen in Kitas, Schulen, in unsere Straßen und in die Digitalisierung notwendig.

Stellungnahme der Verwaltung vom 28.05.2021

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag nicht stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag mit Modifizierungen stattzugeben.

Die Verwaltung gibt folgende Stellungnahme ab.

Begründung:

Bereits in den Festsetzungsbescheiden vom 11.08. bzw. 30.12.2020 zur Bewältigung der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie zum Ersatz von Gewerbesteuermindereinnahmen der Ge-
meinden bezüglich des Landes- als auch des Bundesanteiles wurde darauf hingewiesen, dass die 
Zuwendungsbeträge Bestandteil der Steuerkraftmesszahl des Jahres 2022 sind und damit Aus-
wirkungen auf die Höhe der Schlüsselzuweisungen 2022 haben werden. Auch fließen sie so in 
die Kreisumlage 2022 ein.

Diese Aussagen fanden ihren Eingang in das am 23.04.2021 bekannt gemachte Sächsische Fi-
nanzausgleichsgesetz (SächsFAG). 

Folge dieser Vorgehensweise ist konkret in der Stadt Pirna, dass im Jahr 2022 weniger Schlüssel-
zuweisung vom Freistaat fließt. Hintergrund ist der Mechanismus des SächsFAG. Ausgehend von 
einer ermittelten Bedarfsmesszahl wird zunächst die eigene pflichtig zu erwirtschaftende Steuer-
kraft, die das nivellierte Ergebnis des 2. Halbjahres des Vorvorjahres und des 1. Halbjahr des 
Vorjahres beinhaltet gegengerechnet und 75 % des Unterschiedsbetrages werden dann als 
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Schlüsselzuweisung ausgereicht, wobei noch eine Unterteilung in einen allgemeinen Teil für den 
Ergebnishaushalt und einen investiven Teil für Investitionen erfolgt. 

Dem Rettungsschirm von 5,2 Mio. EUR im Jahr 2020 stehen somit 4,5 Mio. EUR weniger Schlüs-
selzuweisung im Jahr 2022 gegenüber. Mit dem kommunalen Rettungsschirm, der die geplanten 
Steueransätze anteilig auszugleichen half, wurde vor allem die Liquidität im Jahr 2020 verbes-
sert. Die Umsetzung von im Haushaltsjahr 2020 geplanten Maßnahmen wurde so schließlich er-
möglicht. Eine zusätzliche Finanzausstattung ist jedoch damit nicht verbunden. Die Folgen der 
Unterstützung sind nun im Jahr 2022 zu tragen, wo weniger Gelder zur Verfügung stehen, die 
nun zusätzlich zu den möglichen Steuermindererträgen auszugleichen sind.

Ein Rettungsschirm ist im Ergebnis letztlich eine Überbrückungshilfe, die später zeitversetzt zu-
rückgezahlt werden muss.

Eine grundlegende Überarbeitung der kommunalen Finanzausstattung zur Erfüllung der Auf-
gaben der Daseinsvorsorge wäre nach wie vor erforderlich.

Bis dahin bleibt als einzige zielführende Alternative nur eine allumfassende und konsequente 
Aufgabenkritik sowie die mögliche Ausschöpfung der eigenen Erträge.

B. Erler
Stadtkämmerin


